Montag, 14. Januar. 


W 2. 


1867. — 4. Jahrgang. 


Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Volk, 
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734 Sgr., in Berlin bei allen Zeitungd- Spediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Taubenſtr. 27, 
die Zeile 2 Sgr. 


Warum ſich das Volk an den Wahlen 
betheiligen muß. 


In wenigen Wochen ſoll das ganze Volk an den 
Wahltiſch treten, um ſelbſt die 0 zu wählen, 
welche die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes berathen 
ſollen. Das iſt nach verſtändiger Auffaſſung ein 
wichtiges Werk, zu dem das Volk berufen iſt, und wenn 
die Einen ſagen, der norddeutſche Bund ſei da, und die 
Aae der Militärmacht durch Preußen zum 
Schutze dieſes Bundes ſei geſichert, ſo daß dem Volke, 
oder vielmehr ſeinen Vertretern nicht mehr viel zu thun 
übrig bleibe, ſo iſt dies eine ebenſo falſche Auffaſſung 
wie die Behauptung, daß der Erſatz eines einigen 
Deutſchlands durch den norddeutſchen Bund doch nur 
ein ungenügender ſei, und daß es ſich daher garnicht 
lohne, ſich an dieſem Bau, der doch keine dauernde 
Schöpfung ſein werde, zu betheiligen. 

Um zuerſt dieſem letzteren Einwand entgegenzu⸗ 
treten, ſo muß allerdings das Streben eines 
jeden guten Patrioten darauf gerichtet ſein, 
ein einiges Deutſchland zu ſchaffen, aber wer 
ein einiges Deutſchland will, der muß Aud 
jeden Schritt auf der Bahn, der zu dieſem 
Ziele führt, mitmachen. Thut er das nicht, ſo 
würde er mit Schuld daran ſein, wenn ein ſolcher 
Schritt mißlingt, und wenn der Schritt nicht genau in 
der Richtung gethan wird, welcher zu dem erſehnten 
Ziele führt, ſo wird ihn auch mit vollem Recht der 
100 treffen, daß er nicht das Seinige dazu gethan 
hat, daß der Schritt in der zweckmäßigſten Weiſe ge⸗ 
macht werde. Da nun dieſer norddentſche Bund, wenn 
eine innere Verfaſſung dem deutſchen Volksgeiſte ent⸗ 
beit offenbar ein fehr wichtiger Schritt auf der Bahn 
zur deutſchen Einheit ift, jo muß jeder, der in Wahr⸗ 
heit. nach der deutſchen Einheit ſtrebt, ſich nach Kräften 
an der Konſtituirung deſſelben betheiligen. 

Diefe Betheiligung kann aber das Volk in feiner 
Geſammtheit in dieſem Augenblicke nur durch eine rege 
Theilnahme an den Wahlen zeigen, und es kommt 


Sgr. Inſerate 


nur darauf an, daß dieſe Theilnahme auch in der 
richtigen Weiſe ausgeübt werde. 

Man wird, wie wir ſchon Anfangs geſagt haben, 
vielfach dem Volke einflüſtern, daß Pie Theilnahme 
nicht mehr nöthig ſei, daß der norddeutſche Bund ja 
ſchon feſt begründet ſei, und daß alles, was zum Schutze 
deſſelben nach außen nöthig ſei, auch ohne jedes Zuthun 
des Volkes geſchehe. Wer das meint, der hat aber keine 
richtige Vorſtellung von dem, was das Volk von dem 
norddeutſchen Bunde verlangen muß, wenn derſelbe in 
Wahrheit ein Uebergang zur Einigung des 
ganzen Deutſchlands ſein ſoll. 

Der norddeutſche Bund ſoll ſeinen Ange⸗ 
hörigen nicht nur Schutz nach Außen, er ſoll 
ihnen auch die Freiheit nach Innern gewähren, 
und er ſoll das Volk fähig machen, daß es den Schutz 
nach Außen nachdrücklich ausüben kann. 

Damit dies geſchehen kann, iſt vor allem nothwendig, 
daß die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes ſolche 
Beftimmungen enthalt, welche die Freiheit im Innern 
auf das allerbeſtimmteſte gewährleiſten. Dieſe Gewähr⸗ 
leiſtung geſchieht am ſicherſten durch die Aufnahme der 
deutſchen Grundrechte in die Verfaſſung des nord⸗ 
deutſchen Bundes. In dieſen Grundrechten il alles das 
enthalten, wodurch jede Volksfreiheit geſchüßt wird, und 
es muß daher das Streben der vom Volke gewählten 
Vertreter ſein, daß dieſe Grundrechte jetzt endlich 11 
faſt zwei Jahrzehnten zur Geltung in Deutſchlan 
gelangen. 

Wenn aber ſo die Freiheit im Innern gewährleiftet 
iſt, fo muß auch dafür geſorgt ſein, daß das Volk im 
Stande iſt, dieſen Staat, in welchem es der vollen 
Freiheit genießt, nachhaltig zu vertheidigen. Zu dieſem 
Zwecke wird, wie wir wiſſen, ein einheitliches Heer her⸗ 
geſtellt, welches nach dem preußiſchen Syſtem, das I 
in dem letzten Sommer jo glänzend bewährt hat, 
organiſirt wird. Aber genügt ein ſolches Heer allein 
zum Schutz des Vaterlandes? Muß hinter ſolch einem 
Heere nicht auch ein Volk ſtehen, welches willig und 
fähig iſt, die größten Opfer zum Schutze des 
Vaterlandes zu bringen? 


Daß das preußiſche, daß das norddeutſche Volk 

willig ſein wird, ſolche Opfer zu bringen, ganz be⸗ 
ſonders, wenn die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes 
die Freiheit im Innern verbürgt, daran zu zweifeln 
fällt uns gewiß nicht ein, aber es frägt ſich, ob daſſelbe 
auch dazu fähig ſein wird. Damit es fähig ſei zu 
ſolchen Opfern, wie ſie möglicher Weiſe ein Vertheidi⸗ 
ungskrieg gegen unſere feindlichen Nachbarn fordern 
in muß der Wohlſtand des Volkes auf das ſorg⸗ 
fältigſte geſchont und gepflegt werden, und muß da⸗ 
rauf 1 werden, daß die Steuern nicht die 
Entwickelung deſſelben hemmen. Nun ſoll in Friedens⸗ 
zeiten ein Heer unterhalten werden, welches 10% der 
Bevölkerung beträgt, und es ſoll jeder Staat für den 
geſtellten Mann 225 Thlr. jährlich beitragen. Es macht 
dies auf den Kopf der’ Bevölkerung jährlich einen Bei⸗ 
trag zum Militär von 2 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf., d. h. 
eine jede Familie von durchſchnittlich fünf Perſonen 
muß jährlich für die Erhaltung des Militärs 11 Thlr. 
7 Sgr. 6 Pf. bezahlen. Rechnet man, und wir nehmen 
dabei die preußiſchen Budgets der letzten Jahre als 
Norm an, etwa 30% der Staats- Ausgaben auf das 
Militär, ſo fallen auf jede Familie 37 Thlr. 15 
Sgr. Staatsausgaben, welche ſie an Steuern 
aufbringen muß. 

Eine ſolche Durchſchnittsſumme ſcheint uns zu hech, 
als daß ſich dabei der Wohlſtand des Volkes ſtetig und 
ſicher entwickeln könnte, und es wird daher Aufgabe 
der zu wählenden Vertreter ſein, eine Herabſetzung dieſer 
Summe zu erwirken. ä 

Wir denken, dieſer Punkt allein iſt wichtig 
genug, um das Volk zu beſtimmen, ſich recht 
11 am Wahltiſch einzufinden, und ſolchen 

än nern feine Stimme zu geben, von denen 
er überzeugt iſt, daß ſie danach ſtreben, die dem 
Volke aufzulegenden Laſten möglichſt niedrig 

zu halten. Möge Niemand, wenn er in ſpä⸗ 
terer Zeit über die Steuern ſeufzt, welche er 
zu zahlen hat, ſich ſagen müſſen: Du biſt ſelbſt 
Schuld daran, warum haſt Du am Wahltage nicht 
Deine Schuldigkeit gethan. 
Polittiſche Wochenſchau. 

Preußen. Am 7. d. M. nahm das Abgeordneten⸗ 
haus ſeine Sitzungen wieder auf. Der erſte Gegenſtand war 
die Berathung des Geſetzes über eine beſſere Stellung der 
Invaliden und der Hinterbliebenen der Soldaten. Ob⸗ 
gleich durch daſſelbe gewiß noch nicht alle Wünſche, welche 
in dieſer Beziehung erhoben werden, befriedigt werden, fo 
wird doch durch daſſelbe die Lage der Invaliden und der 
Wittwen und Waiſen unſerer Soldaten ganz weſentlich gegen 
früher verbeſſert, und fand das Geſetz daher keinen Wiber⸗ 
Maß Die Abgg. Harkort und Bunſen brachten die 

ißſtände zur Sprache, welche in den Invglidenhäuſern ſich 
noch finden, und ſteht nach der Aeußerung des Kriegeminiſters 
v. Ro on zu erwarten, daß denſelben womöglich abgeholfen 
werden wird. Der Abg. Frentzel, welcher gegen das Geſetz 
ſprach, weil er daſſelbe für ungenügend hält, ganz beſonders 
in Hinblick auf die reichliche Dotation, welche das Haus an 
an einzelne Minifter und Generale bewilligt habe, erklärte 
ſchließlich. daß er dennoch fü daſſelbe- Stimmen wmordo m 


den Invaliden nicht dieſe Vermehrung ihrer Einkünfte zu 
entziehen. . 

„In dem folgenden Theil der Sitzung und in der am 
Mittwoch ftattfindenden Sitzung beſchäftigte ſich das Haus 
mit einer Regierungsvorlage, durch welche die Beſtimmung, 
daß die vereideten Mäkler keine ſchriftlichen Aufträge an⸗ 
nehmen dürfen, aufgehoben werden ſoll. Die Geſetz⸗Vorlage 
wurde abgelehnt, indem man in 12 5 Erweiterung der 
Befugniſſe der vereideten Mäkler eine Befeſtigung dieſes In⸗ 
ſtituts ſah, während daſſelbe ſich überlebt hat, und der freie 
Verkehr eine Befeitigung- deſſelben verlangt. — Ein Geſetz⸗ 
Entwurf, betreffend die Aufhebung der Schlacht- und 
Mahlſteuer in der Stadt Wittſtock gab Gelegenheit zu 
einer Beſprechung dieſer Steuer überhaupt, und ſprachen ſich 
alle Redner über das Unrichtige dieſer Beſteuerung aus. — 
In derſelben Sitzung wurde noch ein Geſetz, betreffend die 
Beſtrafung wegen der widerrechtlichen Aneignung an Bern- 
ſtein, und ein Geſetz, betreffend die Regelung der direkten 
Beſteuerung in Hohenzollern angenommen. 

In der Sitzung am Sonnabend ſtand die zweite Bera- 
1 Geſetzes, betreffend die Abänderung des Art. 69 
der Verfaſſung (Beſtimmung der Zahl der Abgeordneten) 
auf der Tagesordnung. Der Abg. v. Gerlach (Gardelegen) 
ſprach fi gegen die Annahme dieſes Geſetzes aus, weil nicht 
gleichzeitig eine Vermehrung des Herrenhauſes in Ausſicht 
genommen ſei. Der Redner blieb mit ſeiner Anſicht ganz 
allein, und wurde das Geſetz in zweiter Inſtanz unverändert 
angenommen. 

In der Mittwochſitzung hat der Abgeordnete Paur fol- 
gende Anträge eingebracht: . 

1) Das Haus der Abgeordneten wolle beſchliegen, nach⸗ 
. Geſetzes⸗ Entwurf feine Zuſtimmung zu geben: 
„Wir Wilhelm von Gottes Gnaden ꝛc., verordnen mit Zu⸗ 
ſtimmung beider Häuſer des Landtags für den Umfang der 
Preußiſchen Monarchie, was folgt: § 1. Berichte von den 
öffentlichen Sitzungen des Reichstages zur Berathung der 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes durch die Preſſe, in⸗ 
ſofern ſie wahrheitsgetreu erſtattet werden, bleiben von jeder 
Verantwortlichkeit frei“. Motiv: Der Mangel einer gleichen 
geſetzlichen Beſtimmung zum Schutze 0 Be 
richte über die parlamentariſchen Verhandlungen des Reichs⸗ 
tages, wie ſie in § 38 des Preßgeſetzes von 1851 für die 
0 der beiden Häuſer des Preußiſchen Landtages 
gegeben iſt. 

2) Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, nach⸗ 
folgendem Geſetzentwurf ſeine Zuſtimmung zu geben: „Wir 
Wilhelm, von Gottes Gnaden ꝛc., verordnen mit Zuſtim⸗ 
mung beider Häuſer des Landtags für den Umfang der Preu- 
ßiſchen Monarchie, was folgt: § 1. Die in Preußen gewähl⸗ 
ten Mitglieder des Reichstages zur Berathung der Verfaſſung 
des Norddeutſchen Bundes erhalten aus der Staatskaſſe 
Reiſekoſten und Diäten“nach 1 der für die Mit⸗ 
glieder des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes üblichen“. Motive: 
Das Intereſſe einer wirklich freien Ausübung des Wahlrech⸗ 
tes, jo wie die ſeit Erlaß des Wahlgefetzes für den Reichs- 
tag des Norddeutſchen Bundes in mehreren dazu gehörigen 
Staaten erfolgte Bewilligung von Diäten und Reiſegeldern 
für die Mitglieder des Reichstages, und die in einem großen 
Theile des Preußiſchen Volkes durch dieſe Ungleichheit her⸗ 
vorgerufene Mißſtimmung und Unſicherheit bezüglich der nahe 
bevorſtehenden Wahlen. 

Wie man vernimmt, ſtimmt die Regierung dem erſten 
Antrage bei, während ſie dem zweiten entgegentreten wird. 


Die Kommiſſion des Herrenhauſes, welche ſich mit der 
Berathung. dad. Gaſches übe die ermohruna der. Dab den 


Abgeordneten beſchäftigte, hat ſich anfänglich weder für An- 
nahme noch für Ablehnung des Geſetzes ausgeſprochen. Nach- 
dem jetzt das Geſetz im Abgeordnetenhauſe in zweiter Leſung 
angenommen worden, iſt die Kommiſſion von Neuem zur 
Berathung zuſammengetreten. In den Regierungskreiſen hofft 
man auf Annahme des Geſetzes. 

Die Vorbereitungen zu den Parlamentswahlen 8855 
ihren ruhigen Gang; am 15. d. M. beginnt im ganzen Lande 
die Auslegung der Wahlliſten, welche acht Tage dauert. 
Wir machen unſere Leſer darauf aufmerkſam, ſich zu über⸗ 
eugen, ob ſie in die Wahlliſten eingetragen ſind, da ihnen 
Font ihr Wahlrecht verloren geht. ar 

In den verſchiedenen Wahlbezirken beſchäftigt man ſich 
ſchon ernſtlich mit der Aufftellung der Kandidaten. Es iſt 
dringend zu wünſchen, daß ſich alle liberalen Wähler eines 
jeden Kreiſes über einen beſtimmten Kandidaten verſtändigen. 
— Von einigen Wahlkreiſen iſt an den Grafen Bismarck 
die Frage gerichtet worden, ob er eine Kandidatur annehmen 
wolle; derſelbe hat jedoch ablehnend geantwortet, da ihn ſeine 
amtliche Thätigkeit verhindere. > 

Oeſterreich. Das Patent, welches von neuem in den 
öſterreichiſchen Ländern dieſſeits der Leitha eine Art von Con · 
ſtitution einführen ſoll, findet unter den Deutſchen einen 
immer entſchiedener hervortretenden Widerſtand. Es ſcheint, 
daß dieſelben endlich an den Ungarn und Siebenbürgern ge⸗ 
lernt haben, wie man nur durch zähes Feſthalten an ſeinem 
Recht und durch Zurückweiſung aller ſchönen Verſprechungen 
endlich doch das volle Recht zur Geltung bringen kann. Wahr⸗ 
ſcheinlich werden ſie alle ihre Anſtrengungen darauf richten, 
um zu verhindern, daß die einberufene Verſammlung, welche 
die Deutſchen ganz entſchieden unterdrücken würde, beſchluß⸗ 
fähig wird. - 

Eine Ausgleichung mit Ungarn ſcheint wieder in ſehr⸗ 
weite Ferne gerückt zu ſein, es gewinnt immer mehr den An. 
ſchein, als ob die Regierung ſich auf die Polen und 
Slaven ftügen will; damit hängen die Gerüchte über Trup⸗ 
penanſammlungen in Rußland an der galiziſchen Grenze eng 
ufammen, indem Rußland bei einer zu ſehr hervortretenden 
wee der Polen in Galizien einen neuen Aufſtand 
in Ruſſiſch-Polen fürchten muß. ’ 

Frankreich. Vor einigen Monaten wurde in Paris mit 
e Geräuſch eine Anzahl von jungen Leuten in einem 

affeehaus verhaftet. Die Regierung gab ſich damals den 

Anſchein, als ob es ſich um eine höchſt gefährliche Verſchwö⸗ 

rung handle, welche die Exiſtenz des Staates bedrohe. Jetzt 

haben die gerichtlichen Verhandlungen ſtattgefunden, und find 

die damals Verhafteten und einige ihrer Freunde zu 3 bis 
15 monatlicher Gefängnißhaft verurtheilt worden. 

In Korea hat die franzöſiſche Expedition eine Niederlage 
erlitten; natürlich wird in den offiziellen Berichten von großen 
Erfolgen gefabelt, aber die Expedition kehrt zurück, ohne das 
Geringſte erreicht zu haben. — Die Truppen aus Mexiko 
ſollen ſämmtlich im Frühjahr nach Frankreich zurückkehren. 

Italien. Nach den neueſten Nachrichten ſoll ſich der 
Papft endlich nach langem Zögern zu neuen Verhandlungen 
mit der italieniſchen Regierung entſchloſſen haben. Dieſelben 
a auf Grundlage der Freiheit der Kirche geführt 
werden. 

Nord - Amerika. Endlich haben die Bemühungen des 
Präſidenten John ſon, alle Anſtrengungen der Repräſentanten 
zur vollſtändigen Durchführung der Sclaven⸗Emanzipa⸗ 
tion zu vereiteln, die Geduld der Volks⸗Repräſentanten 
erſchöpft, und es iſt beſchloſſen worden, den Präſidenten 
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Neueſte Nachrichten. 


. Die rumäniſche Angelegenheit ſoll nach dem gegen⸗ 
wärtigen Vorſchlage der Weſtmächte durch identiſche Noten 
geregelt werden, welche in Konſtantinopel mitgetheilt, von der 
dem Fürſten zu Hohenzollern ertheilten Inveſtitur Akt neh⸗ 
men. In der orientaliſchen Frage im Allgemeinen ſollen, wie 
die „Köln. Ztg.“ mittheilt, Erklärungen der Mächte in Kon⸗ 
ſtantinopel benorftehen. 

In Peſt iſt aus Wien ein an den Peſter Bürgermeiſter 
und ſämmtliche ungariſchen Behörden gerichteter Erlaß herab⸗ 
Wa, laut welchem die Militärloskaufstaxe bis auf weitere 

eifun; fortwährend anzunehmen iſt. — (Die öſterreichiſche 
Finanzverwaltung braucht ſo nothwendig Geld, daß ihr auch 


dieſes Mittel, ihre Kaſſen etwas zu füllen, paſſend 
erſcheint.) 
Florenz, Sonnabend 12. Januar. In der heutigen 


Sitzung der Deputirtenkammer iſt der Geſetzentwurf bezüglich 
der ben Abgeordneten nicht wählbaren Perſonen angenommen 
worden. 

Der Finanzminiſter Scialoja hat wegen eines Unglücks⸗ 
falles in ſeiner Familie das finanzielle Epos bis nächſten 
Mittwoch vertagt. — Montag wird der Anhang des Budgets 
in der Kammer vertheilt werden. 

Peſt, Sonnabend 12. Januar. Nachmittags. Der von 
Deak vorgelegte Adreßentwurf, welcher am 15. zur Berathung 
gelangt, beklagt, daß auf den Gebieten der Legislative. und 
Exekutive fortdauernd und jetzt neuerdings durch eine auf die 
Zukunft ſich erſtreckende Verordnung abſolute Gewalt über 
die heiligſten Intereſſen ſchalte. Das Recht der Feſtſtellung 
des Wehrſyſtems ſei eine Lebensbedingung der ungariſchen 
Verfaſſung wie jedes Konſtitutionalismus, auf welche das 
Land nicht verzichten könne. Die über das Wehrſyſtem 
jüngſt erlaſſene kaiferl. Verordnung ſei eine neue thatſächliche 
Negierung dieſes Rechtes. Wenn die gegenwärtige Lage eine 
weſentliche Umgeſtaltung des Wehrſyſtems beanſpruche, ſo ſei 
dies ein neuer Grund, die ſuspendirte Verfaſſung ſofort 
wiederherzuſtellen. Das Land ſei bereit, das Wehrſyſtem den 
Bedürfniſſen und der Situation des Landes entſprechend zu 
geſtalten, könne aber Verfügungen, die desfalls ohne Ein⸗ 
schen des Reichstages getroffen, als berechtigte nicht ana 
ehen. 


Aus Berlin. 


= Aus dem Berliner Vereinsleben. Die Bezirks- 
vereine haben im Laufe dieſer Woche mit wenigen Ausnah⸗ 
men die Agitation und Vorberathungen für die bevorſtehen⸗ 
den Wahlen zum norddeutſchen Parlament in erhöhtem 
Maße fortgeſetzt. , 

Den Reigen eröffnete der Mafhinenbauarbeiter- 
Verein, auf deſſen Veranſtaltung eine Anzahl Wähler des 
VI. Reichswahlbezirks ſich am Sonntag Vormittag im 
Schäfer'ſchen Saale in der Albrechtſtraße verſammelt Fate 
Der Verſuch der Kandidatur von Schulze⸗Delitzſch in 
dieſem Wahlbezirk, den er bereits zum großen Theil im Ab⸗ 
geordnetenhauſe vertritt, durch Aufſtellung anderer Kandidatur 
entgegenzufreten, ſcheiterte an dem gefunden Sinne der Arbei⸗ 
ter, die Schulze's Verdienſte um ihr Wohl am Beſten zu 
würdigen wiſſen. Nach lebhafter Diskuſſion entſchied ſich die 
überwiegende Majorität der Verſammlung für die Kandidatur 
von Schulze⸗Delitzſch im 6. berliner Reichswahlbezirk. 

Montag, 7. Januar fanden in allen Theilen der Stadt 
Verſammlungen von Bezirksvereinen I die fich meiſt mit 
der Wahl von Vertrauensmännern beſchäftigten. Im Halle 
hen $ Rezirlönperein hie 2 9 aßafe ine 


längeren Vortrag über die Parlamentswahlen, der eine Aus⸗ 
führung der von den Freunden des Redners, den Abgeorbne- 
ten von Hennig und Tweſten in ihren Briefen aus⸗ 
eſprochene Grundſitze war. Der Redner ſetzte das bekannte 

rogramm der nationalen Partei auseinander, das nament⸗ 
lich in dem Satze wurzelt, daß die Wendung, welche die Er⸗ 
eigniſſe genommen, zu einem deutſchen Einheitsſtaate drängen. 
Er erklärte ſich gegen die Ausſchließung der Beamten von 
dem Parlamente, gegen die Diätenloſigkeit, gegen das Nor⸗ 
mal-Militär- Budget, wodurch das ganze Budgetrecht fo gut 
wie begraben werde, ferner gegen eine Bundesverfaſſung, die, 
während fie die materiellen Intereſſen wahrt und fördert, 
von Volks- und politiſchen Rechten nichts weiß. 

An demſelben Tage wurden in einer ſehr zahlreich beſuch⸗ 
ten Verſammlung der Wähler der zum I. Reichstags⸗Wahl⸗ 
bezirke gehörigen Stadtbezirke 17 bis 22, 24, 25 u. 29 
nach einer ſehr lebhaften Debatte, an der ſich u. A. die 
Herren Dr. Göſchen, Redakteur Oppenheim und Dr. 
Roſenberg betheiligten und die in dem Grundſatz gipfelte, 
daß die zu wählenden Abgeordneten kein Titelchen der ver⸗ 
brieften Volksrechte aufgeben dürften, 90 Vertrauens; 
männer gewählt, die ſich mit den übrigen Vertrauens - 
männern des I. Wahlbezirks über den geeigneten Kandidaten 
zu vereinigen haben werden. 

Auch der Bezirksverein am Dönhofsplatz ernannte 
Vertrauensmänner, welche zugleich den Auftrag erhielten, in 
Verbindung mit anderen Vertrauensmännern der betreffenden 
Bezirke ſchleunigſt eine Wählerverſammlung des II. Wahl⸗ 
bezirkes zuſammenzuberufen. 

Die Wähler des 106. Stadtbezirks beſchäftigten ſich 
in einer ſehr zahlreichen Verſammlung ebenfalls mit den 
Wahlvorbereitungen und nahmen als Grundlage derſelben die 
von der Volksverſammlung in der Turuhalle beſchloſſene 
Reſolution an. 

Am Mittwoch Abend vereinigte ſich bereits eine Anzahl 
von Vertrauensmännern aus dem II. Wahlbezirke zu einer 
Vorbeſprechung, die nach einer kurzen Diskuſſton dahin 
führte, daß das von den Vertrauensmännern des 31. Stadt⸗ 
bezirks vorgeſchlagene Verfahren angenommen wurde, die Zahl 
der Vertrauensmänner aus jedem Stadtbezirk zu ergänzen und 
das durch ſämmtliche Vertrauensmänner gebildete proviſoriſche 
Comité mit Einberufung einer allgemeinen Wählerver⸗ 
ſammlung zu beauftragen. g - 

An demſelben Abend wurden von den Bezirken 5—8 im 
Streich'ſchen Lokale je 10 Vertrauensmänner für jeden Stadt⸗ 
bezirk gewählt. Die Annahme der in der Turnhalle 
beſchloſſenen Reſolution wurde abgelehnt und beſchloſſen, die 
Vertrauensmänner frei zu wählen. Bei der Wahl der Abge⸗ 
ordneten, wurde ausgeführt, müſſe darauf geſehen werden, 
daß die Kandidaten Männer wären, die den Rechten und 
Freiheiten des Volkes nichts vergäben, und dabei den gegebenen 
Thatſachen Rechnung trügen und in dieſer Richtung ſei auch 
bei der Wahl der Vertrauensmänner zu verfahren. 

In dem Bezirksverein der Stadtbezirke 142, 143, 
152 und 153 hielt Montag Abend der Abg. Groote einen 
Vortrag in Betreff des Verhältniſſes Preußens zu Deutſch⸗ 
land, wobei er von einigen Mitgliedern vom Standpunkt der 
nationalen Partei aus interpellirt wurde. Der Vorſitzende, 
Herr W. Angerſtein wurde von der zahlreich beſuchten 
Versammlung beauftragt, Schritte zur Einberufung einer 
Verſammlung des V. Reichstagswahlbezirks zu thun. 

Noch muſſen wir ſchließlich eines Vortrages Erwähnung 
thun, den an demſelben Abend der Abg. Jung. im Frie- 


drich⸗Werderſchen Bezirksverein hielt und in welchem 
er ſeinen Standpunkt in der Dotationsfrage zu rechtfertigen 
ſuchte. Die Verſammlung ſchien indeß von den beigebrachten 
Gründen nicht ſehr überzeugt zu ſein, wie wenigſtens die aus 
ihrer Mitte ſich erhobenen Widerſprüche bewieſen. 

In der nächſten Woche werden wir wahrſcheinlich bereits 
in der Lage ſein, über das Reſultat der Vertrauensmänner⸗ 
und Wählerverſammlungen in den einzelnen Bezirken zu be⸗ 
richten und die Namen der Kandidaten zu nennen, über 
welche ſich jeder Wahlbezirk geeinigt hat. 

Ueber die Finanzlage zweier Unternehmungen, welche 
das Intereſſe des Publikums lebhaft in Anspruch nehmen, 
liegen Mittheilungen vor. Wie die „Börfen-Ztg.” berichtet, 
wird die Pferdebahn ⸗Geſellſchaft gar keine Dividende, 
die Omnibus ⸗Geſellſchaft 5% Dividende zahlen. 
Erſteres muß bei der Zweckmäßigkeit der Pferdebahn und 
bei der ſtarken Benutzung derſelben im Sommer billig in 
Erſtaunen ſetzen, und ſpricht nicht fehr für die Verwal⸗ 
tung, noch mehr muß man ſich aber darüber wundern, 
daß die Omnibus ⸗Geſellſchaft ihren Aktionären auch nur 
einen Pfennig Dividende zahlen kann. Wer das Omnibus⸗ 
weſen mit einiger Aufmerkſamkeit verfolgt, wer die fort ⸗ 
währenden Aenderungen in den Linien, wer die Seltenheit 
der Wagen auf einzelnen Linien kennt, wer außerdem Ge⸗ 


legenheit gehabt hat, bei einer Tour am Abend plötzlich 


weit ab vom Endpunkt der Linie ausſteigen zu müffen, weil 
der Omnidus nicht weiter fährt, und wer ſchließlich die Er⸗ 
fahrung gemacht hat, daß ein eben gelöſtes Korreſpondenz⸗ 
Billet vom nächſten Omnibus ⸗Kondukteur für ung irg ec⸗ 
klärt wird, der ſollte meinen, daß es nur noch wenige Leute 
in Berlin giebt, welche die Omnibuſſe benutzen. Das mit⸗ 
etheilte Reſultat der Geſchäftsthätigkeit der Omnibusge⸗ 
ellſchaft zeigt, daß dem nicht fo iſt, aber es giebt uns auch 
die Lehre, daß das Publikum kein Recht hat, ſich über die 
vorkommenden Unbequemlichkeiten zu beklagen, denn nur 
durch Nichtbenutzung der Omnibuſſe kann es eine Aenderung 
herbeiführen. 
Vermiſchtes. 

Wie groß die Nachtheile der Streitigkeiten 
zwiſchen Fabrikanten und Arbeitern ſind, ſieht man 
aus einer, neuerdings angeſtellten Berechnung, nach welcher 
bei den Arbeitseinſtellungen in den Eiſenwerken in England 
allein an Lohn 2 Millionen Thaler für die Arbeiter verloren 
gegangen find. Die Unterftügungen der Arbeitervereinigun, 
erstreckte ſich nur auf etwa 3000 unter den 10,000 beſchäf⸗ 
tigungsloſen Arbeitern, und überſchritten nicht 65,000 Thlr., 
fo daß ein klarer Schaden von 1,935,000 Thlr. übrig bleibt. 
Die Mehrzahl der Arbeiter hatten nicht die geringſte Bei⸗ 
hülfe und waren der größten Noth, den härteften Entbeh⸗ 
rungen ausgeſetzt. Zu ihrem Verluſte kommt indeſſen noch 
ein weiterer Schaden von 8 ½ Mill. Thlr. für den Diſtrikt, 
während dieſer 19 Wochen, der jedenfalls den Geſchäftsleuten 
in der empfindlichſten Weiſe fuͤhlbar geworden iſt. Unter 
den Verlusten in zweiter Linie ſteht der Uebergang der Kund⸗ 
ſchaft an andere Produzenten, ſowie Herabſetzung von Lohn 
und Arbeitszeit und die daraus folgende geringere Ausbeute 
des angelegten Kapitals mit allen Den Folgen für den Far 
brikanten und alle, die mehr oder weniger mit dem Eiſen⸗ 
geſchäfte in Verbidung ſtehen. Dazu kommen noch Einflüſſe 
auf den Arbeitsmarkt. Manche geſchickte Unterarbeiter ſind 
befördert worden, und die Zahl der aus anderen Diſtrikten 
herübergenommenen Arbeiter überwiegt bei weitem die Zahl 
derjenigen, die den Diſtrikt verlaſſen haben. 
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